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(3) Liegt eine volkswirtschaftliche, soziale oder kulturelle 
Notwendigkeit für die Benutzung einer durch Ausschließungs­
patent geschützten Erfindung vor, so kann der Präsident des 
Patentamtes die Wirksamkeit dieses Patents einschränken 
oder aufheben, wenn eine Einigung mit dem Patentinhaber 
über die .Benutzung oder über die Umwandlung des Aus­
schließungspatents in ein Wirtschaftspatent nicht möglich ist. 
Die benutzenden Betriebe haben in diesem Fall an den Pa­
tentinhaber eine angemessene Entschädigung zu zahlen. Über 
die Höhe der Entschädigung entscheidet im Streitfälle das 
Bezirksgericht Leipzig.

§12
Umfang der Rechte

(1) Die in den §§ 10 und 11 festgelegten Rechte bestehen 
jeweils im Umfang der in der Patentschrift als geschützt dar­
gelegten Erfindung.

(2) Die in den §§10 und 11 festgelegten Benutzungsrechte 
umfassen die Befugnis, den Gegenstand der Erfindung her­
zustellen, anzuwenden, anzubieten und-zu vertreiben. Ist ein 
Herstellungsverfahren geschützt, so erstrecken sich diese 
Rechte auch auf die mit diesem Verfahren unmittelbar herge­
stellten Erzeugnisse.

(3) Der Rechtsschutz erstreckt sich nicht auf Einrichtungen 
an Luft- oder Landfahrzeugen sowie an Schiffen, die nur vor­
übergehend in das Inland gelangen.

§13
Mitbenutzungsrecht

(1) Wer zum Zeitpunkt der Anmeldung des Patents die 
gleiche Erfindung im Inland bereits in Benutzung genommen 
oder dazu die erforderlichen Vorbereitungen getroffen hat, 
hat das Recht der Mitbenutzung. Gegen den Mitbenutzer kön­
nen die durch ein Patent begründeten Rechte nicht geltend 
gemacht werden.

(2) Ist der Mitbenutzer ein sozialistischer Betrieb, dann 
haben alle sozialistischen Betriebe das Recht der Mitbenut­
zung.

§14
Übertragung der Rechte

Die sich aus einer Erfindung, einer Patentanmeldung und 
aus einem erteilten Patent nach diesem Gesetz ergebenden 
Rechte können übertragen werden und gehen auf die Erben 
über.

§15
Laufdauer und Erlöschen von Patenten

(1) Patente treten mit der Ausgabe der Patentschrift in 
Kraft.

(2) Die Laufdauer der Patente beträgt 18 Jahre. Sie beginnt 
mit dem Tag, der auf den Eingangstag der Patentanmeldung 
beim Patentamt folgt.

(3) Ein Patent erlischt, wenn durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Patentamt auf das Patent verzichtet wird 
oder wenn Gebühren nicht innerhalb der gesetzlichen oder 
der vom Patentamt festgesetzten Fristen gezahlt werden. Das 
Recht zur Erklärung des Verzichts haben bei Wirtschafts­
patenten die Erfinder, bei Wirtschaftspatenten für Erfindun­
gen gemäß § 8 Abs. 2 die Erfinder und die Ursprungsbetriebe 
gemeinsam und bei Ausschließungspatenten die Patentinha­
ber. Wirtschaftspatente können vom Patentamt aufrechterhal­
ten werden.

4. Abschnitt
Erteilung, Berichtigung, Nichtigerklärung 

von Patenten

§16
Anmeldung der Erfindung

(1) Eine Erfindung ist zur Erteilung eines Patents schrift­
lich beim Patentamt anzumelden. Die Erfindung ist darin so 
zu beschreiben, daß ihre Benutzung durch andere Sachkundige

möglich ist. Die Einzelheiten der Patentanmeldung legt der 
Präsident des Patentamtes in einer Anordnung fest.

(2) Bei einer Erfindung gemäß § 8 Abs. 2 ist der Ursprungs­
betrieb berechtigt und verpflichtet, die Erfindung unverzüg­
lich beim Patentamt zur Erteilung eines Wirtschaftspatents 
anzumelden. Diese Erfindungen sind in jedem Fall als Staats­
oder Dienstgeheimnisse zu behandeln, bis die erforderlichen 
Patentanmeldungen getätigt sind. Nimmt der Betrieb die An­
meldung nicht vor, dann können die Erfinder die Patent­
anmeldung beim Patentamt einreichen. In diesem Fall haben 
sie den Ursprungsbetrieb über die beabsichtigte Patentanmel­
dung schriftlich zu informieren.

(3) Bei Erfindungen, bei denen die Voraussetzungen des § 8 
Abs. 2 nicht vorliegen, ist der Erfinder berechtigt, die Patent­
anmeldung vorzunehmen.

§17
Patenterteilung

(1) Das Patentamt prüft die Patentanmeldung und erteilt 
ein Patent, wenn die Anmeldung den vorgeschriebenen An­
meldeerfordernissen entspricht und die Erteilung eines Pa­
tents nach § 5 Abs. 6 und § 6 nicht ausgeschlossen ist.

(2) Mit der Patenterteilung gemäß Abs. 1 werden die Rechte 
nach § 10 und § 11 bis zur Entscheidung gemäß § 18 Abs. 1 mit 
vorläufiger Wirkung begründet. Über Ansprüche aus einem 
Patent, das nach Abs. 1 erteilt worden ist, darf endgültig erst 
entschieden werden, nachdem eine nachträgliche Prüfung nach 
§ 18 vorgenommen worden ist. Das gilt auch für die Durch­
führung von Berichtigungsverfahren und Nichtigerklärungs­
verfahren.

§18
Prüfung auf alle Schutzvoraussetzungen

(1) Ein nach § 17 erteiltes Patent wird bei Benutzung der 
Erfindung auf Antrag nachträglich auf das Vorhandensein 
sämtlicher der im § 5 festgelegten Schutzvoraussetzungen ge­
prüft. Das Patentamt kann die Prüfung von Amts wegen auch 
dann durchführen, wenn eine Benutzung nicht erfolgt. Im 
Ergebnis der nachträglichen Prüfung wird das Patent bestä­
tigt, teilweise bestätigt oder aufgehoben.

(2) Das Patentamt kann eine Patentanmeldung auch ohne 
Erteilung eines Patents gemäß § 17 Abs, 1 auf das Vorliegen 
der Anmeldeerfordernisse und aller Schutzvoraussetzungen 
gemäß § 5 prüfen. Im Ergebnis dieser Prüfung wird ein Patent 
erteilt oder die Patentanmeldung zurückgewiesen.

(3) Mit der gemäß Abs. 1 erfolgten Bestätigung oder teil­
weisen Bestätigung oder einer gemäß Abs. 2 erfolgten Ertei­
lung eines Patents werden festgestellt:
1. das Vorliegen einer Erfindung und ihre Merkmale;
2. die Erfinder;
3. der Ursprungsbetrieb bei Erfindungen gemäß § 8 Abs. 2;
4. bei Ausschließungspatenten die Patentinhaber.
Das Patentamt stellt bei Wirtschaftspatenten den Erfindern 
und den Ursprungsbetrieben und bei Ausschließungspatenten 
den Patentinhabern eine besondere Urkunde zur Würdigung 
der erbrachten schöpferischen Leistung aus.

§19
Berichtigung

Auf begründeten Antrag berichtigt das Patentamt Patente, 
die gemäß § 18, auf alle Schutzvoraussetzungen geprüft sind. 
Antragsberechtigt sind bei Wirtschaftspatenten die Erfinder 
und die Ursprungsbetriebe und bei Ausschließungspatenten 
die Patentinhaber.

§20
Beschwerden

(1) Gegen Entscheidungen, die in den Verfahren vor dem 
Patentamt ergehen, kann innerhalb einer Frist von 2 Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung Beschwerde eingelegt wer­
den. Die Beschwerde hat schriftlich zu erfolgen und ist mit 
Gründen zu versehen. Die Beschwerde kann zurückgenommen 
werden.


